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Bericht und Antrag 

des Ausschusses für Verkehr und für das Post- und Fernmeldewesen 
(14. Ausschuß) 


zu dem von der Bundesregierung zur Unterrichtung vorgelegten 
Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates zur Änderung der 
Verordnung (EWG) Nr. 1463/70 des Rates vom 20. Juli 1970 über die 
Einführung eines Kontrollgeräts im Straßenverkehr 
— Drucksache 7/4307 — 


A. Zielsetzung 

Die Einhaltung der Sozialvorschriften im Straßenverkehr soll 
mit Hilfe von Fahrtschreibern überwacht werden. Hinsichtlich 
der technischen Merkmale dieser Fahrtschreiber haben sich 
Zweifelsfragen ergeben. 


B. Lösung 

Die Verordnung (EWG) Nr. 1463/70 über die Einführung eines 
Kontrollgeräts im Straßenverkehr soll entsprechend den bis- 
herigen praktischen Erfahrungen verbessert werden. 


C. Alternativen 

entfallen 


D. Kosten 

entfallen 
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A. Bericht des Abgeordneten Hoffie 


Der in der Drucksache 7/4307 enthaltene Verord- 
nungsentwurf wurde mit Schreiben des Präsidenten 
des Deutschen Bundestages vom 28. November 1975 
dem Ausschuß für Verkehr und für das Post- und 
Fernmeldewesen zur Beratung überwiesen. Der Ver- 
kehrsausschuß hat die Vorlage in seiner Sitzung am 
17. März 1976 behandelt. 

Die Einhaltung der Sozialvorschriften im Straßen- 
verkehr gemäß Verordnung (EWG) Nr. 543/69 
— - insbesondere die höchstzulässigen Lenkzeiten 
und die mindestens vorgeschriebenen Ruhezeiten 
für die Fahrer — sollen mit Hilfe eines Fahrtschrei- 
bers überwacht werden, der für alle Nutzfahrzeuge 
vorgeschrieben wird. Ab 1. Januar 1975 ist der Ein- 
bau und die Benutzung eines solchen Kontrollgeräts 
für alle Fahrzeuge zur Beförderung gefährlicher Gü- 
ter und für alle diejenigen Fahrzeuge vorgeschrie- 
ben, die nach diesem Zeitpunkt erstmalig zugelas- 
sen worden sind. Ab 1. Januar 1978 ist ein Fahrt- 
schreiber allgemein obligatorisch. Die technischen 
Anforderungen an ein solches Kontrollgerät sind in 
der Verordnung (EWG) Nr. 1463/70 enthalten. 


Hinsichtlich einzelner technischer Merkmale haben 
sich jedoch Zweifelsfragen ergeben. Außerdem soll 
bei den bisherigen praktischen Erfahrungen beim 
Bau und beim Betrieb des Geräts Rechnung getra- 
gen werden. Zu diesem Zweck soll die Verordnung 
(EWG) Nr. 1463/70 in einigen Einzelpunkten tech- 
nischer Art geändert werden, wobei allerdings Kon- 
zeption und technische Konstruktionsmerkmale des 
Kontrollgeräts unberührt bleiben. Im wesentlichen 
handelt es sich um eine Lockerung geltender Vor- 
schriften. Bei Meinungsverschiedenheiten über die 
Anwendung der Verordnung in den einzelnen Mit- 
gliedstaaten soll die Kommission verbindlich ent- 
scheiden. 

Der Ausschuß hat keine Bedenken gegen den In- 
halt der Vorlage und empfiehlt daher Kenntnis- 
nahme. Er hält es für erforderlich, daß die Bundes- 
regierung sich darum bemüht, die EG-Vorschriften 
und die Vorschriften der deutschen Eichordnung 
über Fahrtschreiber aufeinander abzustimmen. Es ist 
ferner erforderlich, sicherzustellen, daß die EG- 
Sozialvorschriften besser als bisher in allen EG- 
Mitgliedstaaten beachtet werden. 


Bonn, den 17. März 1976 


Hoffie 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen: 

1. Von dem Verordnungsentwurf — Drucksache 7/4307 — wird Kenntnis genom- 
men. 

2. Die Bundesregierung wird ersucht, 

— die EG-Vorschriften und die Vorschriften der deutschen Eichordnung über 
Fahrtschreiber aufeinander abzustimmen, 

— darauf hinzuwirken, daß die EG-Sozialvorschriften in allen EG-Mitglied- 
staaten eingehalten werden. 

Bonn, den 17. März 1976 

Der Ausschuß für Verkehr und für das Post- und Fernmelde wesen 

Börner Hoffie 

Vorsitzender Berichterstatter 
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